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Von Peter Nindler

Innsbruck – Vor zwei Jahren 
hat die Landeshauptstadt 
Innsbruck den Wohnungs-
notstand ausgerufen: zu we-
nig Angebot, zu hohe Immo-
bilien- und Mietpreise und zu 
viel Leerstand. Warum Inns-
bruck ein Problem hat, zeigt 
die folgende Geschichte. 

Am Südring herrscht re-
ge Bautätigkeit, aber auch 
Spekulation mit Betongold. 
In ganzen Straßenfluchten 
wurden Anleger-Wohnungen 
errichtet, zugleich wird im 
Mischgebiet mit touristischen 
Angebotsmöglichkeiten wie 
Kurzzeitvermietungen (u. a. 
Airbnb) gewinnbringend spe-
kuliert. So hat ein Unterlän-
der Immobilienentwickler in 
zwei Etappen, nämlich 2013 
und 2015,  ein altehrwürdiges 

Gebäude am Südring erwor-
ben. Um zwei Millionen Eu-
ro. In dem mehrgeschoßigen 
Bau befinden sich Geschäfts-
lokale  und  Wohnungen, ei-
nige davon stehen leer.

Tourismus statt Wohnen

Im Frühjahr 2025 wurde das 
städtische Bauamt mit einem 
Antrag auf Verwendungs-
zweckänderung von drei 
Wohnungen konfrontiert. 
Das gegenständliche Grund-
stück ist rechtskräftig als „all-
gemeines Mischgebiet mit 
eingeschränkter Baulandeig-
nung“ gewidmet. Die Eigen-
tümer haben um die Ertei-
lung der Baubewilligung für 
die Verwendungszweckände-
rung angesucht: Die Wohn-
einheiten sollen künftig für 

die touristische Kurzzeitver-
mietung verwendet werden. 

Das Angebot umfasst laut 
Bauansuchen neun Betten, ein 
vorgeschriebener Aufenthalts-
raum ist ebenfalls vorgesehen. 
Allein mit einer Vermietung 
über die Buchungsplattform 
Airbnb lässt sich das Zwei- bis 
Dreifache an Einnahmen als 
bei einer Dauervermietung als 
Hauptwohnsitz erzielen. 

Das Land Tirol hat 2019 eine 
Anzeige- und Registrierungs-
pflicht für Unterkünfte ein-
geführt. Sie erfasst alle 22.000 
Beherbergungsbetriebe sowie 
Hunderte Wohnungen. Ver-
stöße dagegen werden geahn-
det. Innsbruck geht mit einer 
Taskforce gegen die illegale 
Vermietung vor. Zugleich wur-
den die gesetzlichen Regeln 
verschärft, in reinen Wohn-
gebieten wird die touristische 
Vermietung nicht erlaubt.

Mischgebiet als Gold-Anker

Der Südring ist hingegen 
Mischgebiet, diese Widmung 
ermöglicht, dass Wohnein-
heiten umfunktioniert wer-
den können. Wie im Fall des 
vorhin erwähnten Hauses.  
Alle Voraussetzungen für die 
Vermietung wie die Raum-
reinigung in regelmäßig wie-
derkehrenden Zeitabständen 
sowie das Wechseln der Wä-
sche werden erbracht, eine 
Ansprechperson kann durch-
gehend kontaktiert werden. 

Schlussendlich hat die Stadt 
dafür grünes Licht gegeben. 
„Die seitens der im Ermitt-
lungsverfahren beigezogenen 
Amtssachverständigen erstat-
teten Stellungnahmen sind 
schlüssig und nachvollzieh-
bar“, heißt es in dem Bescheid. 
Das durchgeführte Ermitt-
lungsverfahren habe zusam-
menfassend ergeben, dass das 
Bauvorhaben den bau- und 
raumordnungsrechtlichen 
Vorschriften entspreche.

Damit wurden allerdings 
wieder drei Wohnungen dem   
angespannten Wohnungs-
markt entzogen. 

Am Südring wird Betongold geschürft
Entlang der Innsbrucker Hauptverkehrsschlagader erlebt die Immobilien-Spekulation Hochkonjunktur. Im Misch-
gebiet ist (fast) alles möglich, dringend benötigte Wohnungen werden zu touristischen Angeboten umfunktioniert.

Am Südring herrscht Goldgräberstimmung. Anlegerwohnungen und Wohnraum, der für touristische Zwecke genutzt wird, sorgen für hohe Renditen. Foto: Rita Falk

Innsbruck – Wie viele Woh-
nungsleerstandsmeldun-
gen für 2024 im Magistrat 
der Landeshauptstadt ein-
gelangt sind, darüber kann 
aktuell bestenfalls gera-
ten werden. Wie berichtet, 
schweigen sich Innsbrucks 
Bürgermeister Johannes 
Anzengruber (JA) und Woh-
nungsreferent Georg Willi 
(Grüne) neuerdings dazu 
aus. Die Melde-Frist lief be-
reits Ende April ab.

Der Koalitionspartner auf 
Stadt-Ebene – die SPÖ – 
kann diese Info-Politik nicht 

nachvollziehen, wie Stadt-
parteichef Benjamin Plach 
gegenüber der TT bestätigt. 
Koalitionsintern werde man 
hier bei Anzengruber an-
klopfen. Für Plach erschließt 
sich nämlich nicht, worin in 
einer Veröffentlichung die-
ser Daten „das große Prob-
lem liegen soll“. Keinen Dis-
kussionsbedarf gibt es indes 
für Plach hinsichtlich der 
Fortführung der Leerstands-
abgabe. Das Land stellt dies 
den Gemeinden mit der ver-
schärften Novelle ab 2026 
bekanntlich wieder frei: „Für 

uns alle ist klar, dass Inns-
bruck den vollen gesetzli-
chen Rahmen ausschöpfen 
muss.“ Anzengruber und 
Willi hatten selbiges gegen-
über der TT offengelassen.

In den Reihen der Oppo-
sition sorgt das bürgermeis-
terliche Schweigen für Fas-
sungslosigkeit. „Es geht hier 
nicht um parteitaktische 
Spielchen, sondern um die 
drängende Frage, wie wir ge-
meinsam die Wohnungsnot 
in Innsbruck bekämpfen“, 
bezeichnet Liste-Fritz-Che-
fin Andrea Haselwanter-

Schneider Anzengrubers 
Haltung als „nicht akzepta-
bel“ und „weiteres Beispiel 
für die Hinterzimmer-Poli-
tik“. Für NEOS-Landtagsab-
geordnete Susanna Riedls-
perger zeige sich einmal 
mehr, dass die Leerstands-
abgabe nichts bringe: „Die 
Stadt mauert, obwohl klar 
ist, dass die Zahl der Mel-
dungen massiv rückläufig 
ist.“ Grünen-Mandatarin 
Zeliha Arslan kritisiert, dass 
das Land die Gemeinden 
„im Kampf gegen Leerstand 
allein lässt“. (mami)

Leerstand: SP rätselt, Opposition ist sauer

Stadt Innsbruck

„Das durchgeführte 
Ermittlungsver-

fahren hat ergeben, 
dass das Bauvorhaben 
den bau- und raum-
ordnungsrechtlichen 
Vorschriften entspricht.“

Von Eva-Maria Hörtnagl

Innsbruck – Ob Koffer, Ski-
ausrüstung oder Reisetasche: 
Am Innsbrucker Hauptbahn-
hof bietet das neue Schließ-
fachsystem mehr, als nur 
Reisegepäck aufzubewahren. 
Wer nämlich am Weg zum 
Zug ist, kann jetzt auch direkt 
am Bahnhof Pakete empfan-
gen oder retournieren. 

„Die früheren Schließfä-
cher waren am Ende ihrer Le-
bensdauer angelangt“, erklärt 
Christoph Gasser-Mair, Pres-
sesprecher der ÖBB für Tirol 
und Vorarlberg, bei der Vor-
stellung des neuen Systems 
am Montag. Deshalb habe 
man sich entschlossen, öster-
reichweit zu einem neuen Sys-

tem überzugehen, das mehr 
kann, als ein reines Schließ-
fach zu sein. 

„Es ist eine super Ergän-
zung, wenn man an den Bahn-
höfen auch die Paketemp-
fänger und Empfängerinnen 
abholen kann“, erklärt Domi-
nic Allram, Geschäftsführer 
der Firma Tampuri, die das 
Projekt betreibt. Pakete könne 
man einfach online umleiten 
lassen. Je nach Paketdienst 
sei auch eine Retournierung 
möglich. 

Bedarf für Fächer vorhanden

Wer ein Schließfach buchen 
will, kann dies direkt vor Ort 
über das Display und über das 
Handy tun. Eine Reservierung 
vorab sei ebenfalls möglich. 

Auch seh- oder mobilitätsbe-
einträchtigte Menschen kön-
nen die Schließfächer prob-
lemlos nutzen. 

Was das Fach kostet, ist von 
der Nutzungsdauer und von 
der Fachgröße abhängig. Das 
kleinste Fach mit der gerings-
ten Dauer kostet 2 Euro für drei 
Stunden, 2,50 Euro für 24 Stun-
den. Für das große Skifach hin-
gegen müsse man 6 Euro für 
drei Stunden und 12 Euro für 
24 Stunden lockermachen. 

Der Bedarf für Schließfächer 
sei jedenfalls vorhanden: Des-
halb hat man die Anzahl der 
Fächer jetzt von etwa 160 auf 
190 erhöht. Seit der Eröffnung 
des österreichweit 11. Stand-
orts Mitte Mai habe es bereits 
1300 Buchungen gegeben. 

Sagen Sie nicht einfach Schließfach!
Für Gepäck oder Pakete: Die ÖBB hat mit „multifunktionalen“ Schließfächern ihr Angebot erweitert.

Geschäftsführer Dominic Allram (l.) und Paul Hecht vom Projektmanagement 

demonstrieren, wie die neuen Fächer funktionieren. Foto: Eva-Maria Hörtnagl

Innsbruck – Nach der Poli-
zei warnt auch die Österrei-
chische Hochschülerschaft 
(ÖH) vor dreisten Betrügern. 
Diese geben vor, Vermieter 
einer Wohnung zu sein, und 
fordern Vorauszahlungen von 
Kautionen sowie Mieten. „Der 
Wohnungsmarkt in Innsbruck 
ist angespannt, genau das 
nutzen Kriminelle schamlos 
aus“, erklärt ÖH-Vorsitzen-
de Sophia Neßler. Demnach 
würden sogar Besichtigungs-
termine in „präparierten“ 
Wohnungen abgehalten. Be-
sonders zu Semesterende 
nehme das Angebot an Woh-
nungen und WG-Zimmern zu 
und somit die Fälle von Kauti-
onsbetrug. (hoev)

 Kaution und 
Wohnung 

weg  
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Von Alois Vahrner

Innsbruck, Wien – Kaiserin 
Maria Theresia hatte die Wie-
ner Börse 1771 als eine der 
weltweit ersten Wertpapier-
börsen gegründet. Und von 
wegen verschlafen: Heute lie-
ge Wien im guten Mittelfeld 
der EU-Börsen, so Boschan 
zur TT. Die Börse Prag ge-
hört zur Gruppe, außerdem 
versorgt die Wiener Börse als 
Infrastruktur-Anbieterin die 
Märkte Kroatien, Österreich, 
Slowenien, Tschechien und 
Ungarn mit dem Börse-Han-
delssystem und ergänzenden 
IT-Dienstleistungen.

„Aktien, was denn sonst?“

Der gebürtige Deutsche ist 
glühender Verfechter von Ak-
tien-Investments, ungeachtet 
aller Zoll-Turbulenzen und 
Krisen. „Natürlich Aktien, was 
denn sonst?“ Auch wenn die 
Kurse zwischenzeitlich wie bei 
Donald Trumps Zoll-Drohun-
gen  einmal abrutschen, ände-
re das nichts an der Aussage: 
„Die Rendite von Aktien war 
auf längere Sicht stets min-
destens doppelt so hoch wie 
aller anderen, und das wird 
auch so bleiben.“

Im 100-Jahres-Vergleich 
hätten Aktien im Jahr inflati-
onsbereinigt um 5,3 Prozent 
an Wert gewonnen und damit 
weit mehr als Immobilien (2,4 
Prozent), Staatsanleihen (2 
Prozent) oder Rohstoffe (0,5 
Prozent), sagt Boschan. Wenn 
es an den Börsen mal nach 
unten gehe, und das gehöre 
dazu, dann sollte man „ruhig 
bleiben und keinesfalls erra-
tisch irgendwelchen Trends 
hinterherlaufen“. 

Ein Donald Trump sorge na-
türlich dafür, dass die Märk-
te immer wieder nach unten 
ausschlagen. Auch wenn sie 
im Waren-Außenhandel ein 
dickes Minus einfahren, sei-
en die USA „ein Gigant beim 
Service- und Dienstleistungs-
export und fundamental auf 
Kapital-Importe angewiesen“, 
so Boschan. Auch die USA 
profitierten von der globalen 
Arbeitsteilung. Daher wer-
de Trump seine Lektion be-
kommen, dass er nicht gegen 
Grundgesetze des Marktes 
agieren und so auch die Bör-

sen nicht auf Dauer einbrem-
sen könne.

Für Europa ist Boschan trotz 
aktueller Wirtschaftsflaute 
sehr optimistisch. Er verweist 
auf das 500-Milliarden-Inves-
titionspaket in Deutschland 
und einen näherrückenden 
Schub nach einem Frieden in 
der Ukraine. Von alledem wer-
de auch Österreich profitieren 
– wie auch von der Großfusi-
on der OMV mit Borealis mit 
Zentrale in Wien und einer 
Kapitalisierung von 40 bis 60 
Mrd. Euro.

30 Prozent haben Aktien

Die Beteiligung an Unterneh-
men sei „der Kern des Wohl-
standes“. Dass sich jeder hier 
am Erfolg jedes börsenotier-
ten Unternehmens beteiligen 
könne, sei eigentlich „ein ab-
solut sozialistischer Ansatz“. 
Als „Ossi“ wisse er, dass das 
die Kommunisten im Ost-
block auf andere, untaugliche 
Weise versucht hätten.

Nahezu 30 Prozent der Ös-
terreicherInnen haben bereits 
Wertpapiere, Tendenz weiter 
steigend, vor allem auch beim 
jüngeren Publikum, freut sich 
der Börse-Chef. Auch wenn 
es Luft nach oben gebe, ma-

che auch die Finanzbildung 
Fortschritte. Noch gebe es in 
Österreich einen hohen drei-
stelligen Milliardenbetrag an 
privatem Kapital, der oft kaum 
verzinst auf Konten, Sparpro-
dukten oder schlicht in Bar-
geld geparkt sei.

Boschan hofft, dass es nach 
dem von ihm mehrfach kri-
tisierten „Stillstand“ mit der 
neuen Dreierkoalition Schrit-
te zu einer besseren Kapital-
markt-Kultur geben werde. 
Er hofft etwa auf eine Steu-
erfreiheit von Kursgewinnen 
von Wertpapieren ab einer 
Behaltefrist von einem Jahr. 
Aktien seien in Österreich 
weiter diskriminiert, weil das 
investierte Geld ja durch Ein-
kommens-, Körperschafts- 
und Kapitalertragsteuer gleich 
mehrfach besteuert werde.

Für Österreich hätte Bo-
schan ein Dreier-Rezept für 
einen großen wirtschaftpoli-
tischen Wurf: die Gründung 
eines Staatsfonds wie in Nor-
wegen, eine verpflichtende be-
triebliche Altersvorsorge wie 
in der Schweiz und eine priva-
te Vorsorge wie in Schweden. 
„Österreichs Pensionssystem 
ist im internationalen Ver-
gleich überdurchschnittlich 

teuer und gleichzeitig unter-
durchschnittlich erfolgreich.“ 
Der Staat müsse in Österreich 
mit 14 Prozent des BIP in etwa 
doppelt so viel ausgeben wie 
vergleichbare Staaten wie die 
Niederlande oder Dänemark – 
und dort seien die Pensionen 
teils höher.  

„Auch Trump wird Börsen 
nicht auf Dauer bremsen“
Wiens Börse-Chef Christoph Boschan zu „unschlagbaren“ Aktien, 

Ruhe bei Turbulenzen und Österreichs zu teurem Pensionssystem.

Wiens Börse-Chef Christoph Boschan rät AnlegerInnen, auch bei Kursturbulenzen cool zu bleiben. Foto: APA/Schlager

Weil der Essenslieferdienst Delivery Hero, der in Österreich mit Foodora vertre-
ten ist, ein illegales Kartell mit dem spanischen Tochter-Unternehmen Glovo 
gebildet hat, muss die deutsche Firma 223 Mio. Euro Strafe zahlen, teilte die 
EU-Kommission mit. Neben Preisabsprachen hätten Delivery Hero und Glovo 
vereinbart, keine Arbeitnehmer voneinander abzuwerben und Märkte aufzutei-
len. Glovo muss 106 Millionen Euro Strafe zahlen. Foto: APA/AFP/Thomas Coex

Millionenstrafen für Lieferdienste

Innsbruck – Die Debatte um 
die Bettenobergrenze in Ti-
rols Tourismus kocht weiter. 
Liste-Fritz-Klubchef Markus 
Sint hatte zuletzt kritisiert, 
dass das Land nach Anga-
ben des Verfassungsdienstes 
nicht kontrollieren dürfe, ob 
Großhotels die erlaubte Bet-
tengrenze auch tatsächlich 
einhalten. Zuständig für die 
Kontrollen seien nämlich nur 
die jeweiligen Bürgermeister. 
Dass die Landesregierung die 
Betten-Obergrenzen vorgibt, 
sie aber nicht kontrollieren 
kann, sei „unsinnig und un-
glaubwürdig“, so Sint.

Aus Sicht der ÖVP habe die 
Liste Fritz mit der Kritik „jegli-
chen Bezug zur Realität verlo-
ren“, kritisiert VP-Tourismus-
sprecherin Katrin Brugger. 
Sie stehe hinter dem Subsi-
diaritätsprinzip. „Politik soll 
immer dort gemacht werden, 
wo sie am besten aufgehoben 
ist. Bund und Land geben die 
Rahmenbedingungen vor, die 
Umsetzung erfolgt dann direkt 
vor Ort“, so Brugger. Daher sei 
es „nur konsequent, dass eine 
gewidmete Bettenanzahl für 
ein bestimmtes Projekt direkt 
von der Gemeinde kontrolliert 
wird“. (mas)

Nach Betten-Kritik: 
ÖVP kontert Sint

Innsbruck – Die anhaltende 
Wirtschaftsflaute treibt die 
Arbeitslosenzahlen weiter in 
die Höhe. Ende Mai waren 
österreichweit 375.347 Per-
sonen beim Arbeitsmarktser-
vice (AMS) arbeitslos oder in 
Schulung gemeldet. Im Ver-
gleich zum Vorjahresmonat 
ist das eine Zunahme von 6,9 
Prozent. Die Arbeitslosenrate 
erhöhte sich um 0,5 Prozent-
punkte auf 6,9 Prozent.

Die Zahl der Jobsuchen-
den steigt in Österreich seit 
April 2023. Für heuer erwar-
ten die Wirtschaftsforscher 
von Wifo und IHS noch ein 
drittes Rezessionsjahr und 
mehr Arbeitslose.

Mehr Arbeitslose in Tirol

Auch in Tirol sind deutlich 
mehr Menschen auf Jobsu-
che. Ende Mai waren in Tirol 
18.358 Personen arbeitslos 
vorgemerkt – ein Plus von 
9,9 Prozent gegenüber dem 
Vorjahresmonat. 2500 Men-
schen haben an Schulungs-
maßnahmen teilgenommen 
(+9,5 Prozent). „Die Rezes-
sion hinterlässt weiterhin 
Spuren am Tiroler Arbeits-
markt und bildet sich beson-
ders deutlich im Anstieg der 
Langzeitbeschäftigungslo-

sigkeit ab. Eine Trendwen-
de ist angesichts der aktu-
ellen Datenlage noch nicht 
in Sicht“, sagt  Johannes 
Schranz, stellvertretender  
AMS-Chef Tirols. 

Zweitniedrigster Wert

Trotz deutlich mehr Jobsu-
chenden hat Tirol im Bun-
desländervergleich mit 5,0 
Prozent hinter Salzburg die 

zweitniedrigsten Arbeitslo-
senzahlen. Die Arbeitslosig-
keit ist mit wenigen Ausnah-
men in fast allen Branchen 
höher als im Vorjahr. Die An-
zahl der offenen Stellen liegt 
spürbar unter dem Vorjahres-
niveau. Erneut sind Frauen 
stärker betroffen als Männer.

In fast allen Bezirken gibt 
es einen Negativ-Trend. Nur 
in den Bezirken Reutte und 
Landeck gibt es weniger Job-
suchende als im Vorjahr.

„Die unsichere Situati-
on im Welthandel wirkt sich 
auch auf den Tiroler Arbeits-
markt spürbar aus. Die Un-
ternehmen, insbesondere in 
der Warenherstellung, halten 
sich mit Neueinstellungen 
zurück. Die Arbeitslosigkeit 
steigt weiter an“, konstatiert 
Schranz. (sas)

Keine positive 
Trendwende 
am Job-Markt
„Die Arbeitslosigkeit steigt weiter 
an“, sagt Johannes Schranz vom 

AMS Tirol. Fast 21.000 Menschen 
sind hierzulande auf Jobsuche.

Johannes Schranz 

(AMS Tirol) 

„Die unsichere 
Situation im Welt-

handel wirkt sich auch 
auf den Tiroler Arbeits-
markt spürbar aus.“
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330
Es gibt fast 19 

Prozent oder 330 mehr 
Langzeitarbeitslose in Tirol.

 1089
Die Zahl der offenen 

Lehrstellen ist um 15,1 Pro-
zent auf 1089 gesunken. 

349.000
So viele Menschen 

sind derzeit in Tirol unselbst-
ständig beschäftigt.

JOB-DATEN

Wiens Börse-Leitindex ATX 
ist seit Jahresbeginn trotz 
Rezession und aller Turbu-
lenzen um Donald Trumps 
Zollpläne um gut 20 Prozent 
gestiegen, der ATX inklusive 
Dividenden (für die Anleger 
noch relevanter) um etwa 23 
Prozent.

Die Aktienumsätze legen 
heuer weiter kräftig zu, in 
den ersten vier Monaten 
dieses Jahres gab es ein Plus 
von 28,5 Prozent auf über 
25 Mrd. Euro.

In Österreich lagen zuletzt 
nur etwa 7 Prozent des BIP in 
kapitalgedeckten Pensions-
plänen, in Holland 213 und 
in Dänemark 231 Prozent.

Börse-Zahlen

Quelle: AMS; Grafik: Austria Presse Agentur

Arbeitslosenquote nach Bundesländern

AMS-Quote: Arbeitslose in Prozent des Arbeitskräftepotenzials

(Arbeitslose + unselbstständig Beschäftigte)

Mai 2025 in Prozent, Veränderung zum Vorjahr

Wien

11,3
(+0,5)

OÖ

5,0
(+0,8)

NÖ

6,0
(+0,3)

Österreich

6,9
(+0,5)

Vbg

6,0
(+0,6)

Sbg

4,5
(+0,6)

Ktn

6,2
(+0,2)

Stmk

6,0
(+0,6)

Bgld

6,0
(+0,1)

Tirol

5,0
(+0,4)
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